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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
UNO Organisation der Vereinten Nationen
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
CERD Committee on the Elimination of Racial Discrimination
ERK Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
NKVF Nationale Kommission zur Verhütung von Folter
GBI Gewerkschaft Bau und Industrie
cisgender
oder
zisgender

Eine Person, deren Geschlechtsidentität übereinstimmt, mit dem
Geschlecht, dem sie nach der Geburt zugeordnet wurde.

DFJP Département fédéral de justice et police
CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
ONU Organisation des Nations unies
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CERD Committee on the Elimination of Racial Discrimination
CFR Commission fédérale contre le racisme
CNPT Commission nationale de prévention de la torture
SIB Syndicat industrie et bâtiment
cisgenre Se dit d'une personne qui se reconnait dans le sexe qui lui a été attribué

à la naissance
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im März legte eine vom EJPD eingesetzte Expertengruppe aus Vertreterinnen und
Vertretern von Frauenschutzorganisationen im Erotikbereich, der Sozialpartner, der
Kantone sowie der betroffenen Bundesstellen einen Bericht zur Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen der im Erotikgewerbe tätigen Frauen vor. Bei den 26
vorgeschlagenen Massnahmen werden Instrumenten wie der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit von Prostitutionsverträgen und der Abschaffung des Cabaret-
Tänzerinnen-Status der Vorzug gegenüber dem in anderen Ländern eingeführten
Prostitutionsverbot gegeben. 1

ANDERES
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Grundrechte

Das Parlament verabschiedete in der Sommersession die Verlängerung der
Zusammenarbeit der Schweiz mit den Internationalen Gerichten zur Verfolgung von
schwerwiegenden Verletzungen des humanitären Völkerrechts um weitere fünf Jahre.
Im Ständerat erfolgte die Zustimmung einstimmig, im Nationalrat gegen den Widerstand
der SVP. 2

ANDERES
DATUM: 13.06.2008
HANS HIRTER

Die 2007 von den Schweizer Demokraten lancierte Volksinitiative für die Abschaffung
des Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. Die nur von der Freiheitspartei und der
PNOS, nicht aber von der SVP unterstützte SD vermochte nicht genügend
Unterschriften zu sammeln. Eine parlamentarische Initiative Hess (sd, BE) zur
ersatzlosen Streichung der Rassismusstrafnorm lehnte der Nationalrat in der
Frühjahrssession ab. Für diese Initiative hatte sich die SVP ausgesprochen. 3

ANDERES
DATUM: 03.02.2012
HANS HIRTER

Der Bundesrat präsentierte im Oktober 2012 einen Aktionsplan zur Bekämpfung des
Menschenhandels. Dieser sieht erstens Sensibilisierungskampagnen, zweitens
erfolgreichere Strafverfolgung, drittens besseren Opferschutz und viertens
grenzüberschreitende Kooperation vor. 4

ANDERES
DATUM: 19.10.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat will sich verstärkt im Kampf gegen den Menschenhandel engagieren. Er
verabschiedete einen mit jährlich bis zu CHF 200'000 dotierten nationalen Aktionsplan
für die Repression von Menschenhandel, den Opferschutz und die Prävention solcher
Delikte. 5

ANDERES
DATUM: 05.02.2013
NADJA ACKERMANN

Im Rahmen ihres OSZE-Vorsitzes 2014 unterstützte die Schweiz die Konferenz zur
Bekämpfung des Menschenhandels „Not for Sale – Joining Forces Against Trafficking in
Human Beings“ in Wien mit dem Motto „Eine Sicherheitsgemeinschaft im Dienste der
Menschen schaffen“. Bundesrätin Simonetta Sommaruga hielt die Eröffnungsrede und
betonte darin die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des Menschenhandels. Am Rande bot die Konferenz Gelegenheit für bilaterale
Gespräche bezüglich internationaler Kooperation im Kampf gegen den
Menschenhandel. 6

ANDERES
DATUM: 17.02.2014
NADJA ACKERMANN

Anlässlich des Internationalen Tags zur Beseitigung der Rassendiskriminierung vom 21.
März äusserte sich die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) zustimmend
zu den Empfehlungen des UNO-Ausschusses gegen Rassismus (CERD). Dieser hatte der
Schweiz unter anderem empfohlen, eine zivilrechtliche Grundlage gegen rassistische
Diskriminierung zu schaffen sowie Stereotypen und Stigmatisierungen in den Medien zu
bekämpfen. Die EKR will das zwanzigjährige Jubiläum der Rassismusstrafnorm im
kommenden Jahr 2015 zum Anlass nehmen, um eine Sensibilisierungskampagne zu

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
NADJA ACKERMANN
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lancieren. 7

Um die Grundrechtskonformität in unterschiedlichen Einrichtungen des
Freiheitsentzugs, der zwangsweisen Rückführung auf dem Luftweg und den
Asylunterkünften zu gewährleisten, führt die Nationale Kommission zur Verhütung der
Folter (NKVF) jährlich Besuche in den Anstalten durch und veröffentlicht ihre
Ergebnisse in einem Tätigkeitsbericht. Der vierte Bericht zeugte von einer raschen
Umsetzung der Empfehlungen in den Flughafengefängnissen sowie von guten
Bedingungen in den besuchten Asylzentren. Mängel wurden bei der Einzelhaft in
Hochsicherheitsgefängnissen festgestellt. Weiter stellte die Kommission fest, dass es
schweizweit an stationären Therapieplätzen fehlt und es zudem keine Einheitlichkeit
bei den therapeutischen Konzepten gibt. Aufgrund dieser Untersuchungsergebnisse soll
die Anwendbarkeit und Umsetzung von Art. 59 Abs. 3 StGB betreffend die stationären
therapeutischen Massnahmen und die Behandlung von psychischen Störungen
abgeklärt werden. 8

ANDERES
DATUM: 24.06.2014
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat überwies in der Wintersession 2019 ein Postulat von Andrea Caroni (fdp,
AR), das vom Bundesrat einen Bericht zur rechtlichen Ungleichbehandlung von Frauen
und Männern im Bundesrecht forderte. Laut dem Postulanten müssten bestehende,
direkte Ungleichbehandlungen von Männern und Frauen im Bundesrecht sowie auch die
Auswirkungen davon vertieft untersucht werden. Caroni hatte bereits im Juni 2019 eine
Interpellation (Ip. 19.3548) mit derselben Frage eingereicht. Als Antwort darauf hatte
sich der Bundesrat bereit erklärt, ein Gutachten zur Thematik zu erstellen. Mit seinem
Postulat wollte Caroni dieses Gutachten in einem Bericht verbindlich festhalten. Der
Bundesrat erachtete die Annahme des Postulats aufgrund der bereits laufenden
Arbeiten zum Gutachten als nicht notwendig, verzichtete letztlich aber auf eine
Abstimmung im Rat. Weil kein Gegenantrag vorlag, wurde das Postulat stillschweigend
angenommen. 9

ANDERES
DATUM: 12.12.2019
LENA BALTISSER

Öffentliche Ordnung

Die grösste politische Demonstration fand 1991 am Frauenstreiktag vom 14. Juni statt.
Mehrere zehntausend Frauen gingen an diesem Tag in vielen Orten der Schweiz auf die
Strasse; am besten besucht war die Kundgebung in Zürich mit rund 10'000
Demonstrantinnen. Die grösste Kundgebung an einem Ort war allerdings die nationale
Demonstration gegen den Golfkrieg vom 26. Januar in Bern mit 15'000 Teilnehmenden.
Der Golfkrieg war denn auch dominierendes Thema bei den insgesamt 29 (inkl. sechs
Kundgebungen zum Frauenstreik, 1990: 26) von uns verzeichneten Demonstrationen mit
1'000 und mehr Beteiligten: zehn Grosskundgebungen – davon eine aus Protest gegen
die Bombardierung Israels durch den Irak – fanden aus diesem Anlass statt.
Zweithäufigstes Thema war der Bürgerkrieg in Jugoslawien: viermal waren es Kroaten, je
einmal Albaner aus Kosovo bzw. Serben, welche für ihre Sache Grosskundgebungen
durchführten. Zweimal in Bern und je einmal in Zürich und Freiburg versammelten sich
mehr als tausend Staatsangestellte, um gegen Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen, insbesondere die Nichtgewährung des vollen Teuerungsausgleichs
zu protestieren. Rund zwei Drittel dieser grossen Kundgebungen wurden in den Städten
Bern und Zürich durchgeführt (je neun).

In dieser Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermärsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Bern: 15.1. (3'000 / Golfkrieg), 16.1. (2'500 / Golf), 28.1. (15'000 / Golf), 29.4. (1'000 /
Kurden im Irak), 27.5. (2'000 / Kroaten), 30.9. (1'500 / Serben), 12.9. (1'000 /
Staatsangestellte), 1.11. (6'000 / Staatsangestellte);
Zürich: 18.1. (1'000/ Golf), 21.1. (2'000 / Golf), 28.1. (2'000 / Kroaten), 4.2. (1'500 / Golf,
Israel), 1.7. (2'500 / Kroaten und Slowenen), 9.12. (1'000/ Kroaten), 12.12. (1'500 /
Staatsangestellte), 23.12. (1'500 / gegen Rassismus);
Genf: 14.1. (6'000 / Golf), 21.1. (5'000 / Golf), 7.10. (2'000 / Kosovo-Albaner);
Basel: 18.1. (1'500 / Golf), 21.1. (6'000 / Golf);
Freiburg: 22.11. (2'000 / Staatsangestellte);

ANDERES
DATUM: 23.12.1991
HANS HIRTER
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Lausanne: 16.1. (1'500 / Golf).

Aktionen zum Frauenstreiktag fanden an unzähligen Orten statt. Eigentliche
Demonstrationen mit mehr als 1'000 Teilnehmerinnen wurden gemeldet aus: Zürich
(10'000), Genf (6'000), Aargau (4'000), Basel (3'000), Winterthur (2'000) und Bern
(1'500). 10

Anlässlich des Kongresses des Weltwirtschaftsforums (World Economic Forum, WEF) in
Davos (GR) kam es erneut zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen
Demonstranten, welche ihren Protest gegen die Globalisierung ausdrücken wollten, und
der Polizei. Diese Auseinandersetzungen fanden allerdings dieses Jahr nicht in Davos
selbst statt, das hermetisch abgeriegelt worden war, sondern auf den Zufahrtswegen
und vor allem in der Stadt Zürich. Da ein Teil der an diesen Demonstrationen beteiligten
Gruppen im Vorfeld angekündigt hatte, dass es ihnen um die Verhinderung dieses von
prominenten Politikern und Wirtschaftsführern aus aller Welt besuchten privaten
Kongresses gehe, und sich die gemässigteren Organisationen von dieser Drohung nicht
distanziert hatten, war von der Bündner Regierung für Davos ein Demonstrationsverbot
erlassen worden [22]. 11

ANDERES
DATUM: 31.12.2001
HANS HIRTER

Im Juni wurde die Fussball-Europameisterschaft 2008 in den vier Austragungsstädten
Basel, Bern, Genf und Zürich durchgeführt, ohne dass es zu den im Vorfeld
befürchteten Ausschreitungen zwischen rivalisierenden Fangruppen kam. 12

ANDERES
DATUM: 30.08.2008
HANS HIRTER

Rund drei Wochen nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative
demonstrierten in Bern 12‘000 Menschen für eine offene und solidarische Schweiz. Das
Bündnis von fast 60 Parteien, Gewerkschaften und Organisationen wollte jedoch nicht
primär auf die verlorene Abstimmung zurückschauen, sondern ein Zeichen gegen die im
Herbst zur Abstimmung stehende Ecopop-Initiative setzen. 
Am 23. August marschierten rund 800 Personen für Frieden im Gazastreifen durch
Bern. Die durch die BDS Schweiz, «Boykott – Desinvestition – Sanktionen gegen Israel
bis zum Ende von Apartheid und Besatzung in Palästina», organisierte Demonstration
unter dem Motto „Stopp der militärischen Aggression“ wurde von fast 60
Organisationen, Parteien und Gewerkschaften unterstützt. 13

ANDERES
DATUM: 03.03.2014
NADJA ACKERMANN

Polizei

Der Nationalrat überwies in Postulatsform eine Motion seiner Sicherheitspolitischen
Kommission, welche Massnahmen des Bundes zur Verbesserung der Polizeiarbeit
vorschlägt. Erwähnt werden im Text insbesondere eine Harmonisierung der
technischen Mittel (Funknetze, EDV-Systeme) und die Schaffung einer einheitlichen
und auf die Bedürfnisse der Polizei ausgerichteten Kriminalstatistik. Ähnliche
Unterstützung des Bundes bei der Verbesserung der Zusammenarbeit verlangte eine
Motion der SVP-Fraktion speziell für die kantonalen Verkehrspolizeikorps. Der
Nationalrat überwies den Vorstoss ebenfalls in Postulatsform. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte über die Proteste von Kurden gegen die Verhaftung des
PKK-Führers Öcalan stellte die FDP-Fraktion in einer Interpellation die Frage, ob nicht
die Schaffung einer Bundessicherheitspolizei ins Auge gefasst werden müsste.
Bundesrat Koller reagierte in seiner Antwort darauf ausweichend. 14

ANDERES
DATUM: 17.03.1999
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

In den mit hohen Haushaltdefiziten kämpfenden Kantonen Genf und Waadt
protestierten Staatsangestellte mit Demonstrationen und kurzen Streiks gegen
Sparpläne der Regierungen. 15

ANDERES
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Volksrechte

Die Räte hatten derweil über Vorstösse zu befinden, die in ähnliche Richtungen zielten.
Die parlamentarische Initiative Moret (fdp, VD) hätte die Gültigkeitsprüfung einer
Initiative einer richterlichen Instanz im Sinne eines Verfassungsgerichts unterstellen
wollen (Pa.Iv. 09.521). Mit dem Argument, dass diese Prüfung erst nach der Sammlung
der Unterschriften zur Anwendung käme, wurde der Vorstoss in der Sondersession im
April vom Nationalrat verworfen. In der gleichen Debatte wurde in der grossen Kammer
ein Postulat der SPK-NR (Po. 10.3885) überwiesen, das den Bundesrat beauftragte,
mögliche Verfahren für eine Gültigkeitsprüfung vor der Unterschriftensammlung
aufzuzeigen. Trotz des Hinweises von Bundesrätin Sommaruga, dass der Bundesrat
diesem Anliegen bereits im Zusatzbericht nachgekommen sei, wurde der Vorstoss
angenommen. Im Herbst lehnte der Ständerat die parlamentarische Initiative Vischer
(gp, ZH) ab, die ein Volksbegehren auch dann für ungültig erklären lassen wollte, wenn
es gegen den Grundrechtsschutz und Verfahrensgarantien des Völkerrechts verstösst
(z.B. Menschenrechtskonvention). Der im Vorjahr vom Nationalrat noch überwiesene
Vorstoss wurde in der kleinen Kammer als zu weit gehend beurteilt (Pa.Iv. 07.477). Dafür
überwies der Ständerat in der gleichen Sitzung eine Motion seiner SPK-SR, mit welcher
der Bundesrat beauftragt wird, auf der Basis des Zusatzberichtes eine Vorlage zu
erarbeiten, in der die rechtlichen Grundlagen für die nichtbindende materielle
Vorprüfung des Initiativtextes vor der Sammlung der Unterschriften erarbeitet werden
(Mo. 11.3468). Die gleichlautende Motion der staatspolitischen Kommission des
Nationalrates (SPK-NR) wurde dann in der Wintersession auch von der Volksvertretung
überwiesen. Allerdings nahm die nationalrätliche Kommission auch den zweiten Punkt
des Zusatzberichtes des Bundesrats auf und verlangte Vorschläge für eine Erweiterung
des Katalogs der Gründe für die Ungültigkeit einer Volksinitiative (Mo. 11.3468). 16

ANDERES
DATUM: 20.12.2011
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Mitte Jahr eröffneten die Gewerkschaften und Angestelltenverbände mit ihrer
Forderung nach einer je nach Branche generellen Reallohnerhöhung von bis zu 6,5%
die Lohnrunde 2000; gleichzeitig sagten sie den erfolgsabhängigen Lohnbestandteilen
den Kampf an, da damit ein Teil des unternehmerischen Risikos auf die
Arbeitnehmerschaft überwälzt werde. An einer Grosskundgebung in Bern
demonstrierten rund 18 000 Personen, insbesondere aus dem Baugewerbe, aber auch
aus Industrie, Gastgewerbe und Verkauf, für 200 Fr. mehr Lohn für alle und
Mindestsaläre von 3000 Fr. Die Gewerkschaften drohten, falls die
Produktivitätsfortschritte der letzen Jahre nicht an die Beschäftigten weitergegeben
würden, müssten diese wieder vermehrt den Streik als Mittel zur Durchsetzung ihrer
Forderungen ins Auge fassen. 17

ANDERES
DATUM: 10.11.1999
MARIANNE BENTELI
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Kollektive Arbeitsbeziehungen

Mit einer nationalen Grosskundgebung wiesen die beiden Gewerkschaften Bau und
Industrie (GBI) und Christlicher Holz- und Bauarbeiterverband (CHB) Ende Mai in Bern
auf die Bedeutung der GAV für die Sozialpartnerschaft hin. Wenn bei den GAV auf
Betreiben der Arbeitgeber weiter dereguliert werde, so kippe das System der
Partnerschaft in Arbeitskonflikte und "innere Kündigung", warnte GBI-Präsident Vasco
Pedrina. 18

ANDERES
DATUM: 30.05.1994
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

En ce 8 mars 2019, la journée internationale des droits des femmes a été largement
célébrée. Le Parlement en a donné le coup d'envoi le jeudi 7 mars, en rendant
hommage aux femmes pionnières sous la coupole fédérale, qui y sont entrées en 1971,
année du droit de vote des femmes en Suisse. Douze plaquettes à leurs noms ornent
désormais les pupitres où elles ont siégé. Dans la presse nationale, il a beaucoup été
question de l'égalité salariale, de la parité de représentation dans les organes politiques
et économiques, ainsi que de la conciliation entre travail et famille. Dans les rangs des
manifestations, les revendications étaient plus larges. Par exemple, la ville de Zurich a
vu ses noms de rue masculins féminisés, et les statues représentant des hommes
affublées de tabliers, pour attirer l'attention sur le travail domestique non rémunéré,
assumé dans la grande majorité par les femmes. A l'université une salle a été occupée
par une trentaine de femmes* (c'est à dire toute personne n'étant pas un homme
cisgenre), visant à prendre elles-mêmes la place et la visibilité que l'université ne leur
donne pas. A Berne, l'appel à une solidarité intersectionnelle entre les femmes a côtoyé
l'action "Bloody unfair - Runter mit der Tamponsteuer", qui demande une baisse de la
TVA sur les produits périodiques. Dans les Grisons, les femmes de la Frauenzentrale
marchaient pour la première fois aux côtés de celles des Eglises catholiques et
réformées. A Fribourg, rues et panneaux d'affichage ont été décorés de
représentations de clitoris, pour dénoncer l'invisibilisation, dans les manuels scolaires
notamment, de cet organe féminin. Lausanne, qui a été le théâtre du plus grand
cortège, plus de 5000 personnes selon les syndicats, a centré son discours sur les
violences faites aux femmes, avec notamment une conférence à ce sujet à l'université,
tandis que la Haute Ecole Pédagogique a consacré des ateliers à la lutte contre les
stéréotypes. Si Zurich a prolongé la fête le lendemain, avec une manifestation non
autorisée de quelques 200 personnes, l'événement majeur que les activités du 8 mars
annonçaient a été la tenue des Assises féministes du dimanche suivant. A cette
occasion, l'appel à la grève féministe et des femmes* du 14 juin 2019 a été lancé. 19

ANDERES
DATUM: 08.03.2019
SOPHIE GUIGNARD
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